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7.5.3 Heckenpflanzungen Geschnittene Hecken sind nur als Untergliederung von Gärten gestattet. 
Nachfolgend aufgeführte Arten dürfen verwendet werden:

Acer campestre  Feld-Ahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Fagus sylvatica  Rot-Buche
Ligustrum vulgare Liguster

Vorzugsweise wird eine Mischhecke aus freiwachsenden und einheimischen 
Sräuchern empfohlen. Streng geschnittene Formhecken mit mehr als 1,20 m 
Endhöhe sind im Straßenbereich (entlang der Graf-Toerring-Straße) 
unzulässig.

7.5.4 Pflanzverbote Nicht zulässig sind säulenförmige Nadelgehölze, Bäume mit hängenden 
Wuchsformen, buntlaubige und panaschierte Gehölze, Thuja (Lebensbaum) 
und Chamaecyparis (Scheinzypresse) in allen Arten.

7.6 Bachuferstreifen Innerhalb eines 5m breiten Bachuferstreifens sind jegliche bauliche Anlagen 
sowie Einfriedungen untersagt.  Desweiteren ist keine Nutzung erlaubt.
Entlang des Ufers ist ein standortgerechter Ufergehölzstreifen mit einem 
mind. 2m breiten Wiesensaum zu erstellen.

7.7 Naturschutzrechtl. Lt. § 13 a BauGB für Bebauungspläne der Innenentwicklung wird von einer 
Eingriffsregelung Umweltprüfung und Eingriffsregelung abgesehen, wenn voraussichtlich keine 

erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

Im Rahmen einer durchgeführten Orts- und Gebäudebegehung 
(Büro natureconsult, Hr. Maier) wurden keine substantiierten 
Hinweise auf Quartiere oder Wochenstuben im Bereich der Hallenbauten 
festgestellt. Für spaltenbewohnende Fledermausarten bieten nicht valide zu 
untersuchende potentielle Quartiere an Windbrettern (Schuppen) und einer 
kleinen, schmalen Holzverschalung (Flachbau) grundsätzlich Quartierpotential. 
Aufgrund Größe und Ausprägung sind artenschutzrechtlich erhebliche Aus-
wirkungen i. S. von Verbotstatbeständen gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG
durch Vermeidungsmaßnahmen (u. a. Zeitvorgaben zum Rückbau) mit 
hoher Prognosesicherheit vermeidbar.

Weiterhin sind Brutplatzverluste von den prüfungsrelevanten,  i. d. R. aber 
noch verbreitet vorkommenden Gebäudebrütern Haus- und Feldsperling nicht 
auszuschließen. Auch für diese Gruppe sind durch entsprechende 
Festsetzungen v. a. zum Beginn des Rückbaus Verbotstatbestände 
gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG zu vermeiden. Dies gilt auch für die im 
Gebiet zu unterstellenden an Gehölzen freibrütenden Vogelarten, bei denen 
es sich v. a. um s. g. Allerweltsarten handelt.

Zum Vorkommenspotential der Zauneidechse in den Ruderalfluren erfolgt
derzeit eine Abstimmung mit der UNB Altötting

7.8 Vermeidungs- Die Abrissarbeiten an Dächern sind erst nach Ende der Hauptvogelbrutzeit 
maßnahmen zum ab 1. September zu beginnen und bis 28./29. Februar abzuschließen. 
speziellen Arten-
schutz Sämtliche Gehölze und Staudenfluren sind außerhalb der Vogelbrutzeit 

gem. § 39 BNatSchG vom 1. Oktober bis 28./29. Februar zu entfernen.

Verbindlicher Einsatz von UV-armen Leuchtmitteln wie LED-Leuchtkörper 
  oder Natriumdampflampen.

8. Einfriedungen

8.1 Einfriedungen/ Die Höhe von Einfriedungen sind maximal bis 1,2m Höhe zulässig, gemessen   
Zäune ab Oberkante des neu festgesetzten Geländes. Die Zäune sind dabei 

sockelfrei und mit einem Mindestabstand von 10cm zur Geländeroberkante 
(neu festgesetztes Gelände) auszuführen um die Durchgängigkeit für 
Kleintiere u. Reptilien sicherzustellen. Komplett geschlossene Füllungen sind  
nicht zulässig. Zäune können aus Metall oder Holz ausgeführt werden.

9. Ver- und Entsorgung

9.1 Stromversorgung Die Stromversorgung hat durch Anschluss an das Netz des
Bayern-Werkes zu erfolgen.

9.2 Wasserversorgung Die Wasserversorgung hat durch Anschluss an das Netz der
Marktgemeinde Tüßling zu erfolgen.

9.3 Wasserentsorgung Die Entsorgung der Abwässer erfolgt über die Abwasser-
beseitigungsanlage Tüßling und wird zur Klärung über die bestehenden 
Druckleitungen in die Kläranlage Alt-Neuötting weitergeleitet.

9.4 Grundstücks- Sämtliche Oberflächenwasser sind auf dem eigenen Grundstück zu
entwässerung entsorgen und dürfen nicht auf benachbarte private sowie öffentliche 

Grundstücke abgeleitet werden. Die Einleitung in den Boden hat breitflächig
unter Ausnutzung der oberen belebten Bodenzonen oder über Sickeranlagen
 (z.B. Rigolen, Mulden-Rigolen) zu erfolgen. Die Niederschlagswasser- 
freistellungsverordnung (NWFreiV) sowie die "Technischen Regeln zum
schadlosen einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das 
Grundwasser" (TRENGW) sind zu beachten. Darüber hinaus kann eine 
wasserrechtliche Erlaubnis durch das Landratsamt Altötting erforderlich sein.

10. Abfalltonnen, Verteilerschränke

10.1 Abfalltonnen Freistehende Mülltonnenhäuschen sind nicht zulässig

10.2 Verteilerschränke Falls zum Anschluss der Gebäude Kabelverteilerschränke notwendig sind,
müssen diese hinter den Leistensteinen auf Privatgrund gestellt und nach
Möglichkeit in den Zaun integriert werden.

6. Flächen für Stellplätze

6.1 Pro Wohneinheit sind mindestens 2 Stellplätze für Bewohner und deren Besucher 
nachzuweisen. Die Stellplätze können dabei sowohl oberirdisch als auch unterirdisch in einer
Tiefgarage angeordnet werden. 

6.2 Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

7. Grünordnerische Festsetzungen

7.1 Versiegelung Die Bodenversiegelung ist auf ein Mindestmaß zu beschränken.

Zur Aufrechterhaltung der natürlichen Versickerungsfähigkeit sind zu  
befestigende Flächen mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen
(z.B. Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Dränfugenpflaster, 
Schotterrasen, wassergebundene Decken).

7.2 Oberflächenwasser Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser 
ist möglichst flächig auf den Grundstücken zu versickern. 
Geeignete Vorkehrungen zur Regenwasserrückhaltung sind zu treffen. 
Eine punktförmige Einleitung über Sickerschächte o.ä. oder die Ableitung 
in die Kanalisation bzw. auf öffentliche Verkehrsflächen ist nicht zulässig.

Die Speicherung und Entnahme des Niederschlagswassers zu Nutzzwecken 
auf dem Grundstück ist zulässig. 

Für jede Einleitung ist eigenverantwortlich zu prüfen, ob eine genehmigungs-
freie  Versickerung bzw. Gewässereinleitung vorliegt oder ein wasser-
rechtliches Genehmigungsverfahren notwendig ist. Dabei sind die Vorgaben 
der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV mit  § 46 WHG) 
und die technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammelten 
Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG) einzuhalten.

7.3 Allgemeine Je angefangene 200 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein 
Festsetzungen standortheimischer Laub- oder Obstbaum als Hochstamm zu pflanzen und 

dauerhaft zu erhalten. Statt eines Obstbaums als Hochstamm können auch 
2 Obstbäume als Halbstamm gepflanzt werden.

Flächen, welche nicht der Zuwegung dienen, sind gärtnerisch und naturnah 
zu gestalten und dauerhaft zu erhalten. Flächendeckendes, loses 
Steinmaterial sowie Schüttungen (Kiesgärten), welche keine Vegetations-
schicht besitzen, sind unzulässig. Hiervon ausgenommen sind Traufstreifen 
zum Fassadenschutz.

Die Bepflanzung  muss in der unmittelbar auf die Fertigstellung der Gebäude 
und Erschließungs-anlagen folgenden Pflanzperiode erfolgen. 
Die Pflanzungen sind durch angemessene Pflege dauerhaft zu sichern. 

Bei den festgesetzten Baumpflanzungen ist, unter Beibehaltung der Anzahl 
der Bäume, eine veränderte räumliche Anordnung bis zu 5 m zulässig. 
Die erstellten Neupflanzungen sind dauerhaft zu unterhalten und zu pflegen. 
Pflanzausfälle sind in der darauffolgenden Pflanzperiode in gleicher Qualität 
zu ersetzen. Die gepflanzten Bäume dürfen auch in späteren Jahren nicht 
entfernt werden.

Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) sowie 
„Empfehlungen für Baumpflanzungen” der Forschungsgesellschaft 
Landschaftsentwicklung Landschaftsbau (FLL) zu beachten. 
Bei der Planung und dem Bau unterirdischer Ver- und Entsorgungsleitungen 
sind die Mindestabstände und Vorschriften zu geplanten Baumstandorten 
gem. Regelwerk des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V.  
(DVGW) zu beachten.

7.4 Freiflächen Werden 4 oder mehr Wohneinheiten auf einem Grundstück geschaffen,
gestaltungsplan ist dem Bauantrag ein Freiflächengestaltungsplan hinzuzufügen. 

Dieser ist von einem qualifizierten Landschaftsarchitekten oder Grünplaner 
anzufertigen und muss detaillierte Angaben zu Versiegelung, Entwässerung, 
Bepflanzung, Einfriedung, Müllstandort und Spielplatz enthalten.

7.5 Artenliste für Alle Gehölze müssen den Qualitätsanforderungen des Bund Deutscher  
Gehölzpflanzungen Baumschulen (BDB) entsprechen. Es sollen ausschließlich heimische, 

wenn möglich autochthone Gehölze verwendet werden.

Für die Pflanzungen werden folgende  Bäume und Sträucher mit Angabe der  
Mindestgrößen festgesetzt:

7.5.1 Bäume Mindestpflanzgröße 
Baum I. und II. Ordnung:    H 3xv., mB, StU 16-18 
Obstbäume:        H 3xv., StU 12-14

I. Ordnung
Acer platanoides   Spitz-Ahorn
Carpinus betulus   Hainbuche
Prunus avium    Vogel-Kirsche
Quercus robur    Stiel-Eiche
Tilia cordata    Winter-Linde

 
II. Ordnung
Acer campestre    Feld-Ahorn
Sorbus aria    Mehlbeere
Sorbus aucuparia   Eberesche
Obstgehölze   

7.5.2 Sträucher Mindestpflanzgröße:    3-4 Tr., vStr., 100-150  
Cornus sanguinea   Roter Hartriegel
Coryllus avellana   Haselnuss
Crataegus monogyna   Weißdorn
Ligustrum vulgare   Liguster
Lonicera xylosteum   Heckenkirsche
Prunus spinosa    Schlehdorn
Ribes alpinum    Alpen-Johannisbeere
Rosa arvensis    Kriechende Rose
Rosa canina    Hundsrose
Viburnum lantana   Wolliger Schneeball
Viburnum opulus   Gewöhnlicher Schneeball 
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Verfahrensvermerke

MARKT TÜßLING 
Landkreis  Altötting
Reg. Bezirk  Oberbayern

ÜBERSICHTSKARTE             

Bebauungsplan Nr. 39 "Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21"
gem. §13a BauGB
Marktgemeinde Tüßling
Landkreis Altötting
Regierungsbezirk: Oberbayern

 
Helmuth Wittich, 1. Bürgermeister

Marktgemeinde Tüßling den

DATUM:

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS:  08.07.2021
ERSTELLT:  14.10.2021  
GEÄNDERT: ...............      
SATZUNGSBESCHLUSS: ...............

1. Aufstellungsbeschluss (§2 Abs. 1 BauGB)
Der Gemeinderat von Tüßling hat in der Sitzung vom 08.07.2021 den Bebauungsplan Nr. 39 
"Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21" gemäß § 13a BauGB zur Innenentwicklung beschlossen.
Der Beschluss wurde am ................ ortsüblich bekannt gemacht.

2. Billigungs- und Auslegungsbeschluss
Der Gemeinderat von Tüßling hat mit Beschluss vom ............... den Bebauungsplan Nr. 39
„Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21“ gemäß § 13 a BauGB zur Innenentwicklung i. d. F. vom ............... 
gebilligt. Gleichzeitig wurde der Auslegungsbeschluss gefasst.

3. Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB)
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 39 „Erweitereung des Bebauungsplanes Nr. 21“ 
gemäß  § 13 a BauGB zur Innenentwicklung in der Fassung vom ............... erfolgte in der Zeit vom 
............... bis einschließlich ................

4. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)
Zum Bebauungsplan Nr. 39 „Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21“ gemäß § 13 a BauGB 
zur Innenentwicklung in der Fassung vom ............... wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 BauGB in der Zeit vom ............... bis einschließlich ............... beteiligt.

5. Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB)
Die Marktgemeinde Tüßling hat mit Beschluss vom ............... den Bebauungsplan Nr. 39
„Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21“ gemäß § 13 a BauGB zur Innenentwicklung in der Fassung 
vom ............... als Satzung beschlossen. 
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B. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs 1 bis 4 BauGB und § 4 BauNVO)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird ein allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§9 Abs 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21 BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl Für das allgemeine Wohngebiet wird eine Grundflächenzahl von max.
0,40, zuzüglich 50% gemäß § 19 BauNVO Abs. 4 festgesetzt, höchstens  
jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von max. 0,8. 
Begrünte u. bekieste Freiflächen auch über Tiefgaragen mit einer Erdüber- 
deckung von mind. 60cm (gemessen von OK festgesetztes Gelände bis OK- 
Tiefgaragenrohdecke) bleiben - abweichend zum
§ 19 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauNVO - unberücksichtigt.

2.2 Geschossflächenzahl Für das allgemeine Wohngebiet wird eine Geschossflächenzahl
von max. 1,0 gemäß § 20 BauNVO festgesetzt.  

2.3 Wandhöhe Als Wandhöhe gilt das Maß von Oberkante Fertigfußboden im 
Erdgeschoss bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der fertigen Dachhaut 
(traufseitig gemessen) bzw. fertige Oberkante Wand/Attika/Geländer. 
Die max. Wandhöhe traufseitig beträgt dabei 9,30m über OK-FFB im EG.

2.4 GeländeGelände Aufschüttungen zum natürlichen Gelände sind bis max. 15cm über dem
festgelegtem Bezugspunkt (siehe Punkt 2.5.1) zulässig. Am
Anschluss zu Nachbargrundstücken zur bestehenden Bebauung außerhalb
des Geltungsbereiches darf das ursprüngliche Geländeniveau
grundsätzlich nicht verändert werden. Der Niveauunterschied zwischen 
festgesetztem und bestehenden Gelände der Nachbargrundstücke
darf mittels Böschung (Böschungswinkel max. 25°) oder Stützwände aus 
Beton oder Natursteinblöcken (max. sichtbare Höhe 50cm) ausgeglichen 
werden. Abgrabungen zum natürlichen Gelände sind bis max. 50cm unter 
dem festgelegtem Bezugspunkt (siehe Punkt 2.5.1) zulässig. Hiervon 
ausgenommen sind Abfahrten / Rampen (z.B. zu Tiefgaragen).

2.5 Höhenlage der Gebäude

2.5.1 Bezugspunkt Die Höhe üNN wird über den im planerischen Teil festgelegten 
Höhenbezugspunkt festgelegt. Der Höhenbezugspunkt ist die Oberkante
des Kanalschachtes (Nr. 812030119) mit 405,49 müNN (Graf-Toerring-Str.).

2.5.2 Höhenlage Die Oberkante des Erdgeschossfertigfussbodens (OK-FFB) darf
max. 15cm über dem festgesetzten Höhenbezugspunkt (siehe Punkt 2.5.1) 
ausgeführt werden.

3. Überbaubare Grundstücksflächen, Abstandsflächen

3.1 Überbaubare Maßgebend für die überbaubaren Grundstücksflächen sind die im  
Grundstücksfläche zeichnerischen Teil A des Bebauungsplans festgesetzten Baugrenzen. 

Nebenanlagen und Nebengebäude sind ausschließlich innerhalb der
festgesetzten Baugrenzen zulässig. 
Unterirdische Baukörper in Form von Tiefgaragen sind über die 
Baugrenzen hinaus zulässig.

 
3.2 Abstandsflächen Die Mindestabstände sind entsprechend der Bay. Bauordnung Art. 6 

einzuhalten. Abweichend hierzu werden die Abstandsflächen jedoch vom
festgesetzten Gelände und nicht vom natürlichen Geländeniveau ermittelt.
Die Abstandsflächen sind in einem separaten Plan nachzuweisen.

4. Gebäudeform, Gestaltung der Gebäude (Hauptgebäude)

4.1 Baukörper Die maximal zulässige Wandhöhe ist entsprechend den Eintragungen 
im zeichnerischen Teil A des Bebauungsplans bzw. gemäß Punkt 2.3 
einzuhalten. 

4.2 Dachform Walmdach (WD) mit einer Dachneigung 6°-25°
und Flachdächer (FD) mit einer Dachneigung 0°-5°
Die Ausführung von Quergiebeln beim Hauptdach ist zulässig.

4.3 Deckungsmaterial Dacheindeckung als Dachziegel sowie 
Blecheindeckungen zulässig. Sämtliche Flachdachbereiche ausgenommen 
begehbare Dachterrassen sind extensiv zu begrünen. Anlagen zur  
Sonnenenergienutzung (Solar-und PV-Anlagen) sind zulässig.

4.4 Dachüberstände Dachüberstände sind allseits von der Außenwand bis max. 1,00m zulässig.
Bei Gebäuderücksprüngen in Form von Loggias/ Dachterrassen sind größere 
Dachüberstände zulässig, jedoch ist der max. Dachüberstand von 1,00m 
der nicht zurückspringenden Gebäudeaußenwand einzuhalten.

4.5 Fassadengestaltung Neben verputzen Fassadenflächen sind auch Fassadenbekleidungen zulässig
Stark strukturierte Putze u. grelle Farbtöne sind nicht zulässig.

4.6 Wohneinheiten Im Geltungsbereich dürfen max. 25 Wohneinheiten errichtet werden.
Je Mehrfamilienhaus sind bei Wohngebäuden vom Haustyp 1 max. 
5 Wohneinheiten bzw. bei Wohngebäuden vom Haustyp 2 max. 
8 Wohnungen zulässig.

5. Gebäudeform, Gestaltung der Gebäude (Nebengebäude)

5.1 Dachform Flachdächer (FD) mit einer Dachneigung 0°-5°

5.2 Deckungsmaterial Sämtliche Flachdachbereiche sind extensiv zu begrünen

5.3 Dachüberstände Dachüberstande sind allseits bis max. 1,00m zulässig

5.4 Fassadengestaltung Fassade angepasst an das Hauptgebäude. Siehe Punkt 4.5.

ENTWURFSVERFASSER:

                                                 Präambel

Die Marktgemeinde Tüßling im Landkreis Altötting erfasst auf Grund

•  der §§ 2 Abs. 1, 9, 10, 13 und 13a Baugesetzbuch (BauGB)

•  des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO)

•  des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)

•  der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)

•  der Planzeichenverordnung (PlanzV)

in der jeweils zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gültigen Fassung, die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 39
„Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21“ gemäß § 13a BauGB zur Innenentwicklung als Satzung.

                                                     § 1
                                        Räumlicher Geltungsbereich

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 39 „Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21“ 
gemäß §13a BauGB zur Innenentwicklung ist die Zeichnung im M 1:500 maßgebend u. ist Bestandteil dieser Satzung.

                                                     § 2
                                          Bestandteile der Satzung

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 39 „Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21“ gemäß § 13 a BauGB 
zur Innenentwicklung bestehend aus:
1) Planzeichnung "Angepasster Flächennutzungsplan" (M 1:2000) und Planzeichnung des Bebauungsplanes 
    Nr. 39 "Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 21" (M 1:500) mit zeichnerischem Teil vom 14.10.1021
    und den planlichen und textlichen Festsetzungen sowie die Anpassung des zugehörigen Flächennutzungsplanes.
2) Begründung vom 14.10.2021

Hinweis:
Die planlichen und textlichen Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes 21  
sowie die zugehörigen Änderungen, betreffend des Flurstücks 225/56, haben weiterhin Gültigkeit, 
sofern sie nicht durch die Festsetzungen dieser Änderungsplanung aufgehoben werden.

A. PLANZEICHENERKLÄRUNG FÜR FESTSETZUNGEN

1. Art der Baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21 BauNVO)

GRZ 0,40 max. Grundflächenzahl 

GFZ 1,00 max. Geschossflächenzahl

III Anzahl der maximal zulässigen Vollgeschosse 

9,30m maximale Wandhöhe

Nutzungsschablone (Erläuterungen)

Baugebiet Bauweise

Grundflächenzahl GRZ Geschossflächenzahl GFZ

Zahl der Vollgeschosse Dachform

mit max. Wandhöhe Dachneigung

3. Bauweise Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2, BauGB § 22 und 23 BauNVO)

offene Bauweise

Baugrenze (maßgebend ist die zur jew. Grundstücksgrenze gewandte
Linienaußenkante)

4. Sonstige Festsetzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereich des Bebauunsplanes

festgesetzte Bezugshöhe (§ 9 Abs. 3 BauGB) - Höhe & Lage 
siehe planliche Festsetzung

TG Tiefgarage

NG Nebengebäude

WD/FD Walmdach/Flachdach für Haupt-u. Nebengebäude

0°-25° zulässsige Dachneigung 

5. Planzeichen und Hinweise

224/56 , 226/3 Flurnummern der Grundstücke

Kennzeichnung von Zufahrten bzw. Ausfahrten

Umriss Tiefgarage

Umriss Abbruch Bestandsgebäude

Kinderspielplatz

Eingrenzung der Spielplatzflächen

6. Verkehrsflächen

Verkehrsflächen und Wege privat

7. Stellplätze

Stellplätze

8. Grünordnung

Bäume erhalten

Sträucher erhalten

Bäume neu anpflanzen

Ufergehölz

Grünfläche


